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Gesetzentwurf 
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Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Baugesetzbuchs 

A. Zielsetzung 

Bei Windenergieanlagen und Anlagen zur Erforschung, Entwick-
lung und Nutzung sonstiger Energien im Außenbereich handelt 
es sich in der Regel nach derzeitiger Rechtslage um sonstige, 
nicht privilegierte Anlagen nach § 35 Abs. 2 BauGB. Als Folge 
sind nur Anlagen als sogenannte Nebenanlagen privilegiert, 
wenn sie im Zusammenhang mit einem land- und forstwirtschaft-
lichen oder einem sonstigen, im Außenbereich privilegierten 
Betrieb errichtet werden und der von ihnen erzeugte Strom über-
wiegend vom Bet rieb verbraucht wird. Diese Nebenanlagen sind 
aber wirtschaftlich uninteressant und werden deshalb kaum noch 
gebaut. 

Es ist daher geboten, die Rahmenbedingungen für die Erfor-
schung, Entwicklung und Nutzung erneuerbarer Energien in den 
küstennahen oder sonst großflächig standortgeeigneten Regionen 
dadurch zu verbessern, daß bundesrechtlich eine umfassende 
Privilegierung eingeführt wird. Dabei ist eine ungesteuerte und 
ungeplante Errichtung von Windkraftanlagen zu verhindern. Das 
ist aber nicht auf der Ebene des Bundesrechts durch Versagung 
der Privilegierung, sondern durch lokal und regional qualifizierte 
Planung zu erreichen. 

B. Lösung 

Es kommt darauf an, das Hemmnis der fehlenden allgemeinen 
Privilegierung von Vorhaben für Anlagen zur Erforschung, Ent-
wicklung und Nutzung von Windenergie im Außenbereich zu be-
heben, ohne die nach geltendem Recht bestehenden spezifischen 
Privilegierungen bei Nebenanlagen und bei sonstigen ortsgebun-
denen Standorten im Binnenland einzuengen und ohne das Pla-
nungsrecht für die Lenkung von Vorhaben in geeigneten Vor-
rangflächen anzurühren. Eine so konzipierte allgemeine bundes-
rechtliche Privilegierung in Verbindung mit der lokalen und re- 
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gionalen Feinsteuerung läßt erwarten, daß die Festlegung von 
Vorranggebieten beschleunigt wird und so zugleich der unge

-

steuerten Standortnutzung, aber auch der Verunsicherung von 
Investoren durch zögerliche Planungsaktivitäten vorgebeugt 
wird. 

Diese Regelung läßt für das Landschaftsbild und die lokale Flä-
chennutzung im ganzen eine verträglichere Vorhabensstandort-
steuerung erwarten als eine Privilegierungsregelung, die ohne 
Planungsaktivität auf lokaler und regionaler Ebene den mehr oder 
weniger zufällig verteilten Standorten bei Hofstellen, bei sonst 
privilegierten Betrieben oder im Binnenland außerdem auf einzel-
nen windhöffigen Flächen einen Vorzug geben. 

C. Alternativen 

Eine weniger weitreichende allgemeine Privilegierung auf der 
Ebene des Bundesrechts ist nicht sinnvoll und unter Nutzung der 
Steuerungsmöglichkeiten durch die ortsnahe lokale und regionale 
Planung auch nicht geboten. 

D. Kosten 

Keine 
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An die Präsidentin 
des Deutschen Bundestages 

Hiermit übersende ich gemäß Artikel 76 Abs. 3 des Grundgesetzes den vom 
Bundesrat in seiner 687. Sitzung am 14. Juli 1995 beschlossenen Entwurf eines 
Gesetzes zur Änderung des Baugesetzbuchs mit Begründung (Anlage 1) und Vor-
blatt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist das Bundesministerium für Raumordnung, Bauwesen und Städte-
bau. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu dem Gesetzentwurf ist in der als Anlage 2 
beigefügten Stellungnahme dargelegt. 

Dr. Helmut Kohl 
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Anlage 1 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Baugesetzbuchs 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes-
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

§ 35 des Baugesetzbuchs in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 8. Dezember 1986 (BGBl. I 
S. 2253), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes 
vom 23. November 1994 (BGBl. I S. 3486) geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 5 werden die Worte „soll oder" 
durch das Wort  „soll," ersetzt. 

b) In Nummer 6 wird der Punkt durch das Wo rt 
 „oder" ersetzt. 

c) Nach Nummer 6 wird folgende Nummer 7 
angefügt: 

„7. der Erforschung, Entwicklung oder Nut-
zung der Windenergie dient." 

2. In Absatz 3 wird folgender Satz angefügt: 

„Öffentliche Belange stehen Vorhaben nach den 
Absätzen 1 und 2 auch entgegen, wenn und so-
weit für solche Vorhaben Vorrangausweisungen in 
Bauleitplänen oder in Raumordnungsplänen an 
anderer Stelle erfolgt sind. " 

Artikel 2 

Dieses Gesetz tritt zwei Jahre nach dei Verkün-
dung in Kraft. 
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Anlage 1 

Begründung 

A. Allgemeines 

Nach der Rechtsprechung des Bundesverwaltungs-
gerichts (Entscheidung vom 16. Juni 1994, Az.: 4 C 
20/93) handelt es sich bei Windkraftanlagen nicht 
um privilegierte Vorhaben im Sinne des § 35 Abs. 1 
BauGB, sondern um sonstige Vorhaben nach § 35 
Abs. 2 BauGB. Lediglich kleinere Vorhaben im Zu-
sammenhang mit landwirtschaftlichen oder sonsti-
gen privilegierten Betrieben im Außenbereich sind 
als sogenannte Nebenanlagen privilegiert, sofern die 
von ihnen erzeugte Energie zu mehr als 50 v. H. vom 
Betrieb selbst verbraucht wird. Eine Privilegierung 
von Windkraftanlagen ist erforderlich, um regenera-
tive Energien stärker als bisher ausnutzen zu kön-
nen. Allerdings ist eine uneingeschränkte Privilegie-
rung zu vermeiden, da es anderenfalls schnell zu 
einer ungesteuerten, „planlosen" Errichtung insbe-
sondere von Windkraftanlagen kommen kann. 

B. Zu den Vorschriften im einzelnen 

1. Zu Artikel 1 Nr. 1 

Es ist notwendig, über die von der Rechtsprechung 
erfaßte Privilegierung nach § 35 Abs. 1 BauGB hin-
aus auf der bundesrechtlichen Ebene für Anlagen 
zur Erforschung, Entwicklung und Nutzung der 
Windenergien eine allgemeine Privilegierung wie in 
den anderen Fällen des § 35 Abs. 1 BauGB festzule-
gen. Diese Privilegierung läßt die Befugnis und Ob-
liegenheit der kommunalen und regionalen Pla-
nungskörperschaften unberührt, die Standortwahl 
für die Errichtung von Anlagen zur Nutzung von 
Windenergie durch die Aufstellung lenkender und 
qualifizierter Planungen bzw. durch die Ausweisung 
von Vorranggebieten und -flächen entsprechend den 
abzuwägenden Interessen zu lenken. 

2. Zu Artikel 1 Nr. 2 

Für die Steuerung bietet sich die Konzentration von 
solchen Anlagen an. Mit dem angefügten Satz in § 35 
Abs. 3 BauGB soll daher unter Berücksichtigung der 
Systematik des § 35 BauGB die Möglichkeit der pla-
nerischen Konfliktbewältigung gegeben werden. Da 
das Bundesverwaltungsgericht in dem Urteil vom 
22. Mai 1987 - 4 C 57/84 - entschieden hat, daß Ge-
meinden Abgrabungsgebiete für Kies und Sand dar-
stellen können mit dem Ziel, diese in den ausgewie-
senen Standorten zu konzentrieren und der Folge, 

sie im übrigen Außenbereich zu vermeiden, wurde 
die Formulierung in dem anzufügenden Satz bewußt 
offen gehalten und nicht auf Windenergieanlagen 
beschränkt. 

Eine entsprechende Formulierung ist auch für die 
Raumordnung und Landesplanung aus mehreren 
Gründen erforderlich. Zum einen bezieht sich das Ur-
teil des Bundesverwaltungsgerichts vom 22. Mai 
1987 hinsichtlich der Abgrabungskonzentration nur 
auf den Bereich der Bauleitplanung. Die Frage, in-
wieweit sich diese Rechtsprechung auf die Raumord-
nung und Landesplanung übertragen läßt, kann zu 
Streitigkeiten führen. Zum anderen kann S treit über 
die Frage entstehen, ob eine einzelne Windkraftanla-
ge ein raumbedeutsames Vorhaben ist und ob inso-
fern  § 35 Abs. 3 Satz 3 BauGB überhaupt Anwen-
dung findet. Verneint man diese Frage, entfällt für 
die Raumordnung und Landesplanung jegliche 
Steuerungsmöglichkeit. Da die Landesplanung von 
ihrem Auftrag her an der Konzentration von Vorha-
ben in bestimmten Gebieten interessiert sein muß, 
muß auch für die Raumordnung und Landesplanung 
eine entsprechende Steuerungsmöglichkeit vorgese-
hen werden. 

Eine Einschränkung der Privilegierung auf Einzelan-
lagen ist abzulehnen, weil dies zu einer Zersplitte-
rung des Außenbereichs führen kann, mögliche 
Standorte nicht optimal ausgenutzt werden könnten 
und Gründe des Natur- und Landschaftsschutzes 
entgegenstehen. 

Windenergieanlagen sind generell ohne Zuordnung 
zu einem bestimmten Vorhaben zu privilegieren, da 
kein sachlicher Grund ersichtlich ist, warum Wind-
kraftanlagen, die in einem räumlichen Zusammen-
hang mit einem landwirtschaftlichen Betrieb stehen, 
im Gegensatz zu anderen Windenergieanlagen privi-
legiert sein sollen. 

3. Zu Artikel 2 

Nach Artikel 1 können Vorhaben nach § 35 Abs. 1 
und 2 öffentliche Belange entgegenstehen, wenn in 
Bauleitplänen oder Raumordnungsplänen Vorrang-
ausweisungen an anderer Stelle erfolgt sind. 

Sinn der Zwei-Jahres-Regelung ist es, der Gemeinde 
und der Regional- und Landesplanung eine ange-
messene Planungszeit zu geben, um die mit dem Ge-
setz bezweckte Steuerungsmöglichkeit wahrzuneh-
men. 
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Anlage 2 

Stellungnahme der Bundesregierung 

Neben dem Vorschlag des Bundesrates gibt es wei-
tergehende Vorschläge aus dem Deutschen Bundes-
tag (Entwurf der Koalitionsfraktionen CDU/CSU und 
F.D.P. - Drucksache 13/1733 vom 21. Juni 1995 - 
Entwurf der Fraktion der SPD - Drucksache 13/1736 
vom 21. Juni 1995) mit dem Ziel der erleichterten 
Zulassung von Anlagen für erneuerbare Energien. 
Die Bundesregierung behält sich hierzu eine ab-
schließende Stellungnahme - auch im Hinblick dar-
auf, daß sich die vom Bundesministerium für Raum-
ordnung, Bauwesen und Städtebau eingesetzte 
„Kommission zur Novellierung des Baugesetzbuchs" 
unter Leitung von Prof. Schlichter hiermit befassen 
will  - im weiteren Gesetzgebungsverfahren vor. Sie 
nimmt zunächst zum Vorschlag des Bundesrates 
(BR-Drucksache 153/95 - Beschluß) wie folgt Stel-
lung: 

1. Zu Artikel 1 Nr. 1 (§ 35 Abs. 1 BauGB) 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

2. Zu Artikel 1 Nr. 2 (§ 35 Abs. 3 BauGB) 

Dem Vorschlag, die Privilegierung der benannten 
Anlagen mit einer generellen Verbesserung der pla-
nerischen Feinsteuerungsmöglichkeiten zu verbin-
den, wird grundsätzlich zugestimmt. Es wird im wei-
teren Gesetzgebungsverfahren dafür jedoch eine 
regelungstechnisch sich in das bisherige Instrumen-
tarium einpassende, zugleich die künftige Entwick-
lung des Bauplanungsrechts nicht behindernde For-
mulierung zu finden sein. So sieht der Gesetzentwurf 
des Bundesrates - nicht näher erläuterte - „Vorrang-
ausweisungen" in Bauleitplänen zur planerischen 
Konfliktbewältigung vor. Solche „Vorrangauswei-
sungen" sind bisher gesetzlich nicht geregelt. Der 
Wortlaut „Bauleitpläne" umfaßt zudem Bebauungs-
pläne. In deren Geltungsbereich ist § 35 BauGB, der 
den unbeplanten Außenbereich betrifft, gerade aus-
geschlossen. 

3. Zu Artikel 2 (Inkrafttreten) 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 





 


